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# Die Nnnakme der Militär --
Kontrolle

Die Antwortnote , mit welcher die Deutsche Reichsre -
gierung die von den Alliierten gewünschte nochmalige
Militärkontrolle — es soll dann die letzte sein — an¬
nimmt , ist so geschickt abgefaßt , daß sogar die deuthh-
«ationale Presse sich nur auf eine zurückhaltende Krltik
von Einzelheiten beschränkt . Allerdings wird wohl den
meisten verantwortlichen Führern der Deutschnationalen
Volkspartei klar geworden sein, daß Deutschland sich in
einer Lage befindet, die eine Ablehnüng der Militärkon -
trolle so gut wie unmöglich machte. Die Deutschnationa -
len können froh sein, daß sie nicht mit in der Regierung
sitzen ; denn sonst hätten sie in offizieller Form die Mit -
Verantwortung für die Bejahung der Forderung der Al -
liierten übernehmen oder eine für das gesamte Vaterland
überaus gefährliche Regierungskrisis heraufbeschwören
müssen . Man ersieht daraus wieder, daß manchmal auch
das „Fernsein von Madrid " , das Nichtvertreten sein in der
Regierungskoalition , seine guten Seiten hat. Man braucht
nicht Farbe zu bekennen. Und bisweilen ist im politischen
LÄen eben die Situation so, daß dieses Farbebekennen
unter allen Umständen Gegnerschaft erweckt , sei es bei
der Linken, sei es bei der Rechten.

Um so erfreulicher ist es, daß es der Reichsregierung
gelungen ist, durch die geschickte Abfassung ihrer Antwort -
note die nach Lage der Dinge stellenweise unabweisbare
Kritik auf ein Mindestmaß zu beschränken .

Die Antwortnote erfüllt ohne jede Zweideutigkeit und
ohne jeden Vorbehalt die Forderung der Alliierte « und
entwaffnet damit alle die Kreise des Auslandes , die aus
Übelwollen gegen Deutschland behaupteten , die Deutsche
Reichsregierung habe ein so schlechtes GÄvifsen und stehe
zudem so sehr unter dem Einfluß der nationalistischen
Strömung , daß sie niemals die Militärkontrolle akzep-
tieren werde. Diesen Leuten wird nunmehr der Wind
aus den Segeln genommen . Und das ganze Ausland
sieht, daß wir die Militärkontrolle wahrlich nicht zu
scheuen brauchen, daß wir ihr nur aus nationalem Ehr-
gcfühl widerstrebt haben.

Denn selbstverständlich nehmen wir die Militärkontrolle
nur widerstrebend hin . Das kommt in der Antwortnote
uberzeugend zum Ausdruck. Und nur , weil die Alliierten
die Annahme der Kontrolle gewissermaßen zu einer Ka-
binettsfrage machten, andererseits in letzter Zeit 'über Be -
weise des Entgegenkommens und der Höflichkeit erbrach-
ten , haben wir dem Verlangen zugestimmt . Wenn wir
es tun, setzen wir dabei voraus , da diese Politik des An -
stand» und der Höflichkeit, des Ausgleichs und der Ver -
Ahnung nunmehr auch sortgesetzt wird .

Schließlich enthält die Antwortnote noch eine andere
Voraussetzung, nämlich die, daß „über die Modalitäten
der Durchführung der GeneraKnfpektwn zwischen den
alliierten Negierungen und der deutschen Regierung eine
Verständigung gefunden wird , die es ermöglicht, die Kon -
trolle in einer Weise durö̂ uführen , die bereits von dem
Geiste erfüllt ist, der die Bezielmngen der Völker in Zu-
fünft beseelen soll, nämlich von dem Geiste der Achtungund des vertrauensvollen Zusammenwirkens . " Wir
möchten hoffen, daß die französische Regierung , auf diees ja in erster Linie ankommt, bei der Durchführung der
Kontrolle unseren Wünschen Verständnis entgegenbrin -
gen wird. Darunter braucht der sachliche Zweck der Kon¬trolle keineswegs zu leiden.

Die Aufnahme unserer Antwortnote in Paris ist im
allgmeinen recht günstig zu nennen . Natürlich gibt es
Nationalistische Blätter genug , denen sowohl der zustim -
Mende Inhalt , wie die geschickte Fonnulierung der Ant -
wortnote gar nicht in ihre Politik der Verhetzung hinein -
Posten. Und um sich zu helfen, verdächtigen diese Blätter

deutsche Reichsregierung in der Weife , daß sie behaup -
»en, das Ganze sei nur ein Scheinmanöver , und Deutsch-
wnd werde schon Mittel und Wege finden , um Frankreich»och zu düpieren . Dieses Gerede ist natürlich barerUnsinn .

freulicherweise werden denn auch die nationalt -wichen Organe überstimmt von dem Chor der anderen
Zeitungen, die ein besseres Verständnis für die Bedeu -ng unserer Antwortnote an den Tag legen . Wie es
fr»*!' man *n srauzösische« Regieruugskreisev von der
fifA!DOr*ttC ^ .. friedigt . Im Übrigen wird von franzö -

offiziöser Seite versichert, daß auch der neuee9§winifter Rollet keineswegs von den deutschfeind-
gn

''
.

r! Gefühlen geleitet werde , die ihm die öffentliche'"ung in Deutschland nachsagt.

Die ödilLtÄrkontrolle
Aus der deutschen Antwort

DeulMand hat auf die letzte Militärkontrollnot ^ run geant¬wortet . Die deutsche Regierung erklärt sich bereit, die Gene -
rattnspektion zuzulassen unter der ausdrücklichen Erklärungder alliierten Regierungen , fcafc ti sich bei der geforderten
Generalinspektion um den Abschluß der interalliierte « Mili -
tärko« tr»lle und um den Übergang zu dem Artikel 218 de ?
Bersailler Vertrages vorgesehenen Verfahren handelt . Siebittet aber, als Schlußtermin für die Generalinspektion den
Zv. September zu bestimmen .

Die deutsche Antwort ist würdig und klar in der Spracheund hält sich frei von jeder chetonschen Aufmachung des
deutschen Standpunktes . Die Sachlichkeit , die geboten war ,hinderte nicht , das Gfühlsmäßige zu betonen, das dem ThemaMilitärkontrolle peinlich anhastet . Im einzelnen wird u . a.
ausgeführt :

Die deutsche Regierung kann und will nicht in Abrede stel-len, daß sich in Deutschland zahlreiche Organisationen be-finden, die sich die körperliche Ertüchtigung der deutschen In »gend zur Aufgabe setzen. Diese Organisationen gehen aberbei ihren Bestrebungen von dem Gedanken aus , daß die frü -here allgemeine Wehrpflicht nicht nur einen militärischen,sondern auch einen hervorragend erzieherischen Charakterhatte . .Tatsächlich ist die Erziehung der Jugend zur Achtungvor den Gesetzen der Ordnung und Disziplin wesentlich durchdie allgemeine Wehrpflicht gefördert worden. Manche Er -scheinungen der Gegenwart , die geradezu eine Verwahrlosungder Jugend erkennen lassen, müssen auf das Fehle» dieserZucht und Erziehung zurückgeführt werden. Jedes Volk wirdbestrebt sein, sich eine gesunde und körperlich kräftige Jugendheranzubilden . Gegenüber den Gefahren , die der Jugend dro-hen, ist die Ausbildung dcS Körpers die beste Gewähr . Diegroße Entwicklung auf sportlichem Gebiete, die in anderenLändern weit früher als in Deutschend vor sich gegangen ist,hat jetzt auch in Deutschland dazu geführt, daß in der Jugendder sportliche Geist in immer größerem Maße gepflegt wird .Die sportlichen und turnerischen Vereinigungen der deutschenJugend irgendwie in Verbindung zu bringen mit militä -
rischen Vorbereitungen Deutschlands ist daher nicht berechtigt.

Das deutsche Boll lehnt jeden Gedanken an Krieg ab, undunter allen politischen Faktoren besieht Einigkeit darüber ,daß eine heimliche Waffenritstung als ebenso unmöglich wienutzlos « nd gefährlich abzulehnen ist. Demzufolge hat dieReichsregierung sich auch ernstlich bemüht, die Entwaffnunggewisser politischer Verbände , die mit den Turn - und Sport -vereinen nicht verwechselt werden dürfen , rücksichtslos durch-zuführen , so daß von einer ernsthaften Bewaffnung dieserKerbälÄe nicht mehr die Rede sein kann.
Dabei will die deutsche Regierung aber nicht verhehlen,daß im deutschen Volke eine tiefgehende Erbitterung über diegegenwärtige Lage Deutschlands herrscht , eine Erbitterung ,die sich in Protesten und Demonstrationen Luft macht. DieseEntwicklung der deutschen öffentlichen Meinung kann nie-manden überraschen, der sich vor Augen hält , was Deutsch-land in den Jahren nach dem Kriege hat erleben müssen.Es liegt der deutschen Regierung fern , Wunden der Vergan -genheit aufzureißen : aber sie muß darauf himoeisen, daß dieseganze Bewegung niemals eine solche Ausdehnung und nie-mals einen solchen Charakter erhalten hätte , wenn manDeutschland gegenüber von vornherein eine Politik der Ber -

ständignng betrieben und ihm die gleichberechtigte Mitarbeit
zugestanden hätte . Das deutsche Volk hat die Empfindung ,daß man ihm gegenüber jede Rücksicht auf seine Wirtschaft -lichen Fähigkeiten , vor allem auf sein berechtigtes Selbstge -fühl , hat vermissen lassen . In einem Lande, das mit dem-selben Stolze an seiner Geschichte hängt wie eine andere Na-tion, konnte dies nicht ohne Rückwirkung bleiben. Manche Äu-
ßerungen von Staatsmännern der alliierten Mächte lassendarauf schließen , daß sich die Erkenntnis dieser Zusammen -hänge Bahn zu brechen beginnt .

Mit umso größerem Recht glaubt die deutsche Regierungihrerseits hervorheben zu müssen , daß hier tatsächlich dieUrsachen derjenigen Bewegung liegen , dir in dem Schreibenan den Herrn Reichskanzler beklagt werden ,
Deutschland hat seit dem Frieden keine einzige neue Kanonehergestellt, es besitzt gegenwärtig nicht einmal dasjenigeQuantum an Munition ^ das ihm nach dem Versailler Ver -trag zusteht. Es ist überhaupt in einen Zustand der Waffen -

losigkeit versetzt, der ohnegleichen in der Geschichte der Völkerdasteht. Das deutsche Volk kann es deshalb schlechterdingsnicht verstehen, daß man von diesem Deutschland eine Be -
drobung des europäischen Friedens befürchtet und derartigeBefürchtungen nicht vielmehr an die Tatasache knüpft, daßder Gedanke der allgemeinen Abrüstung bei den anderenNationen bisher keine nennenswerten Fortschritte gemachthat . Die öffentliche Meinung in Deutschland lehnt sich gegeneine neue Kontrolle von feiten der interalliierten Militärkom -
Mission deshalb auf , weil diese Kontrolle ihr ständig einenEingriff in die Reichssouveränität vor Augen führt , der an
sich schon etwas ganz besonders Verletzendes hat und überdiesim Vertrag von Versailles nicht mehr begründet erscheint .Die Note der Botschasterkonferenz dom 28. Mai hat den Ge -danken der Einsetzung eines GarantiekomiteeS an Stelle der
Militärkommissionen fallen gelassen und die geforderte Gene -
ralinfpektion ausdrücklich als den Schlußakt der interalliiertenMilitärkontrolle bezeichnet . Sie Zurückziehung der Kontroll -
kommisfio « wird für einen möglichst nahen Zeitpunkt in Aus¬

ficht gestellt und es wird der lebhafte Wunsch ausgesprochen,die interalliierte Militärtontrolle durch das im Artikel 213des Bersailler Vertrages dem Völkerbund übertragene Unter-suchungsrecht versetzt zu sehen . Daraus glaubt die deutscheRegierung wahrnehmen zu können, daß die gegenwärtigeLage durch das Bestreben gekennzeichnet wird, au die Stelleeiner Politik , die von deutscher Seite als Gewaltpolitik be-kämpft werden mußte , eine Politik der Verständigung zusetzen und eine Politik , die zugleich mit der Lösung der Re-parationsfrage auch die BeeMgung aller Kampfmeihodenumfaßt , die bisher zur Erzwingung dieser Lösung angewandtwucken . Die deutsche Regierung ist bereit, die Generalin .fpektion zuzulassen . Sie ist sich bewußt , daß sie dem deutschenVolke damit eine außerordentliche seelische Belastung zumutet .Sie setzt deshalb voraus , daß über die Modalitäten der Durch-führung der Generaliuspektion eine Verständigung gefundenwird , die es ermöglicht, die Kontrolle in einer Weise durch -zuführen , die bereits von dem Geiste erfüllt wird, der dieBe -Ziehungen der Völker in Zukunft regeln soll. Die deutscheRegierung darf ferner der Erwartung Ausdruck geben , daß dieinteralliierte Kontrollkommission die Generalinspektion mitallen Mitteln beschleunige» wird . Die genaue Kenntnis allereinschlägigen Verhältnisse wird es den seit Jahren eingearbei-teten Mitgliedern der Kommission ermöglichen , die ,G,ntro ? ein kürzester Zeit zu Ende zu bringen . Die deutsche Regie-rung bittet daher , als Schlußtermin für die Generalinspektionden ZV . September zu bestimmen.

W .TÄZ. Paris , 1 . Juli . (Havas . ) Die Antwort der d»utschenRegierung auf die Rote der Botschafterkonferenz über dieWiederaufnahme der interalliierten Militärkontrolle wirdwahrscheinlich sofort dem interalliierte « Militärkomitee, des-sen Vorsitz Marschall Foch führt, zur Prüfung übergeben .Das Komitee wird die rein militärische Seite der Frage prü -fen . Die « otschafterkonferenz wird sich dann mit den Schluß-Folgerungen des Komitees befassen , wenn sie die deutsche Ant -wort vom politischen und diplomatischen Standpunkt aus ae-prüft hat .
Pressestimmen des Auslandes

WDB . Paris , 1 . Juli . Die deutsche Antwortnote Wer dieEntwaffnungsfrage wird von der Presse eifrig besprochen .Da die Annahme ohne Vorbehalt erfolgt, ergehen sich die mei-sten Blätter in zum Teil recht seltsamen Ausführungen überden Inhalt der deutschen Note. Einige Blätter lassen dieAbsicht , Mißtrauen zu säen, nur allzu deutlich erkennen.Der „ Matin " schreibt , welche Meinung man auch Wer denGeist dieses Dokuments haben mag, man muß die wesentlicheTatsache hervorheben, daß Deutschland annimmt . Die alliier -ten Regierungen werden also Kenntnis von dieser Annahmenehmen , die sich durch eine enge und vollständige Zusammen-arbeit auswirken muß . Das Reich verlangt die Versicherung,daß diese Inspektion am 30. September zu Ende geht . Wiees scheint , wird man diese ihm nicht geben können . Wenndiese Inventur als Schlußinventur gilt, und wenn die Alliier-ten die Militärkontrolle dann dein Völkerbund anvertrauenwollen , dann muß die Untersuchung vollkommen sein und keinPunkt darf im Dunkeln gelassen werden. Der „Petit Pari -fien " schreibt , eines unserer Sprichwörter sagt : „Wer vielbeweisen will , beweise nichts". Indem die deutsche Regie-rung unzweideutig ihren guten Willen bekunden will , ist sieso weit gegangen , daß sie auch den Schein leugnet. Es könnebezweifelt werden , üb General Rollet, gestern noch Vorsitzen -der der alliierten Militärkontrollkommifsion, überzeugt seinwerde . Die deutschen Behauptungen stimmten nur .wenigmit seinen Berichten und denen des Generals Degoutte über-ein . Das . Oeuvre " schreibt, die Note bedeute einen großenFortschritt auf dem Wege der Praktisierung . Man müsse blindsein, wenn man leugnen wollte, daß durch diese Note ein schö-ner Erfolg auf das Aktivum der neue« ftanzösifchen Außen¬politik geschrieben werden könnte . Das „ Journal " stellt dieFrage , ob die Rote wirklich die kategorische Zustimmung dar-
stelle, die man verlangt habe . Die Alliierten würden guttun , diese in der Antwort au Deutschland in Betracht zu zie-hende Vorsicht fei umsomehr am Platze, da, wenn Deutsch -land diese letzte Enquete annehme, es nicht einmal deren illu¬
sorischen Charakter verheimliche. Der „Petit Pcirisien" sagt,der Ton mache die Musik. Wenn man das zulasse, dann könnedie deutsche Antwort als befriedigend angesehen werden; aberes sei unmöglich, alle Behauptungen dieser Rote ruhig hin-
zunehmen .

*
W .T .B . London, 1. Juli . Die Presse veröffentlicht die

deutsche Antwortnote in der Frage der Militärkontrolle zumTeil im Wortlaut und bezeichnet sie als eine Annahme deralliierten Forderungen . Der versöhnliche Ton der deutschenAntwortnote wird hervorgehoben und allgemein darauf hingewiesen , daß die von gewissen Pariser Blättern verbreiteten
Berichte über ein ablehnendes Verhalten der deutschen Rotenun jeder Begründung entbehre.

Der Pariser Berichterstatter der „Wcstminster Gazette " ,schreibt, in verantwortlichen ftanzösifchen Kreisen herrsche derEindruck, daß die Annahme der alliierten Entwaffnungsnoteseitens Deutschland einen wichtigen Schritt vorwärts bedeute.Der Berichterstatter der „Morning Post" schreibt, der ver-
söhnliche Ton der deutschen Rote überrasche die PariserPresse .

*
WDB . Rom, 1 . Juli . . Ruove Paese " schreibt zur deutschenAntwortnote , daß derjenige, der Deutschland verbittern wÄlle,heute , wo das Bedürfnis internationaler Versöhnungspolitik

empfunden würde , damit auf immer den Weg zu; europM«
schen Friedenspolitik zerstören würde.



politische Neuigkeiten
Verlängerung der Mienmverträge

Wie die „ Franks . Ztg .
" aus KSln meldet , führten die Ver -

Handlungen zwischen der Sechserkommission und der Micnm
Montag nachts 11 .30 Uhr zu folgendem Abschluß :

Das Micumabkommen gilt vom 1 . Juli an bis zur Jnkrast -
setzung des Sachverständigengutachtens . Es kann jedoch bei¬
derseits sür jeden Monatsanfang mit einer Frist von 10 Ta -

gen gekündigt werden . Die Bestimmungen des Vertrages sind
dieselben wie diejenigen des Abkommens vorn 15. April mit
folgenden Änderungen : Die laufende Kohlensteuer wird auf
die Hälfte ermäßigt . Die Ein - und Ausfuhrabgaben werden
auf die Hälfte herabgesetzt . Die Verkehrsabgaben für Neben -

Produkte werden auf 10 Prozent ermäßigt . Diese Ermätzl -

gungen erhalten rückwirkende Kraft vom 15 . Juni ab . Für
die Zeit der Arbeitsruhe im Ruhrbergbau werden die Liefe -

rungen von Reparationskohle herabgesetzt .
Vor Unterzeichnung des Abkommens machte die Sechser -

kommiffi»« darauf aufmerksam , daß die Verlängerung des
Abkommens für August von der Möglichkeit der Finanzie -

. rung abhänge . Sollten die alsbald einzuleitenden VerHand-

hingen mit der Reichsregierung hierüber keine Finanzmög -

lichkeit ergeben , so behält sich die Sechserkommission vor , den

Vertrag zum 31. Juli zu kündigen .

Der Garantiepakt des Völkerbundes
- Zu den in kiesen Tagen gle -chzeitia in Berlin und London

ver5fsent !ichten Erklärungen die der
Präsident Her » i» t gegenüber dem öei .in .N ^ i englischen
Hficn Norman Angell abgegeben hat , wird der V :rliner Ger -
mania " von unterrichteter Seite mitgeteilt -

.Bei der Unteredung ist das Problem der Ticherheilsfrage ,
das Herriot in seinen früheren Erklärungen zwar stark be-
tont , aber nur wenig präzisiert hatte , in seiner ganzen Trag -
weite ausgerollt und namentlich in seiner Bedeutung für das

Verhältnis zwischen Deutschland und Frankeich erörtert wor -
den . Wir können es in Deutschland nur begrüßen , daß Her -
riot an der Lösung dieses außerordentlich wichtigen Problems
in einem so verständigen versöhnlichen Sinne herantritt , wie
Normann Angcll berichtet . Aus den Erklärungen des Mi -

nisterpräsidenten über den Plan eines allgemeinen unter der
Ägide des Völkerbundes stehenden GarantiepakteS ist aller -

dings noch nicht mit Sicherheit zu erkennen , wie er sich die
Verwirklichung des ihm vorschwebenden großen Zieles im ein -

zelnen denkt . Bekanntlich hat der Gedanke eines allgemeinen
Garantiepaktes im Rahmen des Völkerbundes bereits eine
längere Vorgeschichte . Es wird darüber seit zwei Jähren
zwischen den alliierten und neutralen Rvgierungen verhandelt .
Die Vorschläge des englischen Vertreters Lord Cecil und des
französischen Obersten Requin wurde » Ende des vorigen
Jahres zu einem gemeinsame « Entwurf verschmolzen der in
der vorliegenden Form allerdings bei den meisten Völker -

bundSmitAiedern wenig Beifall gesunden hat . Auch die ge-

genwärtige englische Regierung hat ihm bisher ihre Zu -

stimmung nicht gegeben . Der Entwurf , der ebenso wie das
dazu gehörende Material durch Aufnahme in das frai ^ ösische
Gelbbuch über die Sicherheitsfrage auch weiteren Kreise be-
kannt geworden ist, sieht in derselben Weise , wie sie jetzt Her -
riot ai »zedeutet hat , deii späteren Beitritt Deutschlands vor .
Er ist , wie schon gemeldet , vor einigen Monaten vom Völker -

. bund auch der deutscheu Regierung zur Stellungnahme mit¬
geteilt worden .

Wilr hören , daß die Vorarbeiten für diese Stellungnahme ,
die das Auswärtige Amt unter Zuziehung einer Reihe von
Sachverständigen eingeleitet hat , vor dem Abschluß stehen und
daß die deutsche Antwort an den Völkerbund voraussichtlich
in nächster Zeit abgehen wird . Nach der Veröffentlichung
dou Normann Angöll hat es den Anschein , als ob Herriot
seine Pläne zur Lösung der Sicherheitsfrage an diesen Ent -
wurf dos Völkerbundes knüpfen wolle Man darf hoffen , daß
er sich bei der weiteren Behandlung des Problems von dem
Geiste leiten lassen wird , auf den er selbst seine Hoffnung
auf kommende bessere Zeiten gründet . Er kann versichert
sein , daß er bei Abschluß des allgemeinen Garantiepaktes , der
von diesem Geiste erfüllt ist und damit Recht und Sicherheit
in Europa gewährleistet , di« vorbehaltlose Zustimmung aller
vernünftigen Kreise in Deutschland finden wird ."

Die Regierungsbildung in Bayern
Die Besprechungen des neuen Ministerpräsidenten Held mit

den in Aussicht genommeilen Ressortminister « und mit den
Koalitionsparteien über die Kabinettsbildung und das Regie -
rungsprogramm stehen vor den« Abschluß . DaS neue Kabinett
fetzt sich aller Voraussicht nach folgendermaßen zusammen .
Präsidium und Äußeres Dr . Held , Inneres Stütze !, Kultus
Dr . Matt , Finanzen Dr . Krausneck , Justiz Gürtner , Handel
V Meinel , soziale Angelegenheiten Oswald und Landwirtschaft
Dr . Fehr . ♦

Die schdoache bayerische Regierungsmehrheit wird von der
„ Augsb . Postzeitung " vom 29. Juni folgendermaßen gekenn¬
zeichnet :

»In dem zahlenmäßigen Ergebnis der Wahl ,des bayerischen
. Ministerpräsidenten kommt die schmale Basis der neuen Koa -

lition am besten zum Ausdruck. Abgeordneter Dr . Held hat nur
3 Stimmen über die absolute Mehrheit erhalten . Rechnet man
dazu 'die Stimme des für die heutige Sitzung entschuldigt gewe -
senen Abgeordneten Breitenbach (BMP . ) so ssind es 4 Stimmen -
Von denselben treffen abcr auf die Freie Vereinigung 3 Stim -
inen , da die beiden Zentrumsabgeordneten Bissinzer und Dr .

. Weismantel , sowie Abgeordneter Kratofiel (Beamter ) für die
Wahl Heids gestimmt haben , «während von den 3 Demokraten
weiße Zettel abgegeben worden sind . Es zeigt sich hier an" einem typischen Fall schlagend , wie schwach die Mehrheit der
neuen Koalition ist , und daß man sich auf manches Versagen
der Mehrheit gefaßt machen muß , weil bei einer so geringen
Majorität die Zufälligkeiten eine allzu große Rolle spielen .

Diese unsicheren Mehrheitsverhältnisse sind umso bedenk-
sicher , als der zahlenmäßig schwachen ÄLehrheit eine in ihren
Mitteln nicht wählerische Opposition gegenübersteht . Daß die
Völkischen schärsste Opposition machen werden , wenn es ihren
Parteizwecken entspricht , haben - sie selbst schon angekündigt .
Und was das Haus von den Kommunisten zu erwarten hat ,
sah man ja bereits . Es ist unter solchen Umständen nicht
ausgeschlossen , daß der krisenhafte Zustand nicht offen , aber
als immer drohende Möglichkeit weiter dauert , was natürlich
'nicht im Staatsinteresse gelegen ist-"

Aufbesserung der BeamtengehSlter
Die Reichsregierung hat die Renregulierung der Grundge¬

hälter in den Besoldungsgruppen I bis VI auf Grund der
vom Reichstag hierfür bewilligten Mittel , wie eine Berliner
Korrespondenz meldet , vorgenommen . Die sich daraus erge -
bende Aufbesserung pro Monat beträgt in Besoldungsgruppe I.und zwar in der Dienstal .' ersstufe 6 bis 0 , zwei bis acht Mark
in den Dienstaltersstufen 4 bis 9 der Gruppe II 2 M . bis
8 -50 M . , in den Tienstaltersstusen 2 bis 9 der Besoldung ? .
« ruAen III , I,V , V und VI 2 bis 8 M , Diese Ausbesserungder Beamtengehälter gilt rückwirkend ab 1. Juni . Die Sozial .
Anlagen find bei dieser Neuregelung nicht erhöht worden .

Die letzte Regelung der Beamtenbesokdnng Ii , einigen
Blättern wird die Mitteilung verbreitet , die Reichsregierung
habe di« R«ichstagsboschiüsse über die letzte Regelung der Be -
«nntenbesoldung ohne vorherige Verhandlung « , mit den Spit -
zenorgansetiivnen durchgeführt . Dazu erfährt das WTB ., daß
die Beschlüsse des Reichstages und besonders die den Be -
schlüssen vorhergegangenen Bechandlungen in den Ausschüs -
sen und mit den Parteiführern der Regierung so genaue
Richtlinien gegeben -hatten , daß sich Verhandlungen mit den
Verbänden erÄrigen .

Die Lage des deutschen Weinbaus
Im Reichstagsausschuß für die besetzten Gebiete wurde die

schwierige Lage behandelt , in die der deutsche Weinbau und
Weinhandel dadurch geraten sind, daß Auslaudsweine im be-
fetzten Gebiet mit nur etwa einem Drittel des gesetzlichen
Zollsatzes verzollt werden brauchen. Von Seiten der Regie-
rung wurde erklärt , daß , solange die deutsche Forderung auf
Wiederherstellung der Zolleinheit nicht erfüllt sei , als einziges
Mittel vorerst nur der Weg bleibe , mit Hilfe der im besetz-
ten Gebiet ausgeübten Keller - und Weinsteuerkontrolle die
Einfuhr und den Zulauf zu regeln . Daraufhin ersucht« der
Ausschuß die Reichsregierung , die von ihr in Erwägung ge-
zogenen Maßnahmen gegen die Einfuhr unverzollter Wein «
in das besetzte Gebiet beschleunigt durchzuführen .

Umformung des italienischen Faschisteukabinetts
Das italienische Kabinett Mussolini ist einer Umformung

unterzogen worden . Drei Uliristen wurden ausgeschifft : Car -
nazza , Minister der öffentlichen Arbeiten , weil sein Name in
der Diskussion über die Finanzierung des „ Eorriere Jtaliano "
hineingeBgen wurde ; zweitens Genttle wegen der Unterrichts -
reform ; drittens (sorbino wegen der Unzulänglichkeit bei -der
Verwaltung des Ressorts der nationalen Wirtschast . Es tre -
ten in derselben Reihenfolge ein : der rechtsliberale Sarochi ,
zweitens der Senator EasM , rechtsliberal , aber politisch wenig
interessiert ; drittens Eesare Rava , ursprünglich Anhänger der
Popolari , dann Faschist und Exminister der befreiten Gebiete .
Außerdem wird das vakante Kolonialressort durch den Fürsten
Scale « besetzt, ursprünglich Agrarier , dann Ehrenfaschist.

Die Umbildung erregt wenig Auffehen , weil die Entlassung
der drei alten Minister aus ganz anderen Gründen erfolgt
ist , als denjenigen , die jetzt die innerpolitischen Leidenschaften
entfesseln . Den Neuernennungen wird daher für die Beruhi¬
gung des Landes wenig Bedeutung zugeschrieben . „ El Popolo "
weist darauf hin , daß die politische Zusammensetzung des Mini -
steriums die gleiche ist , und daß -daher die Opposition dem Mi¬
nisterium keinen besonderen Kredit gewähren könne , und das
um so weniger , als die neuen Minister nach dem Urteil des
.. Mondo " nicht gerade hervorragende Köpfe seien .

'
Die monar -

ck,st,sche Oppositionspresse erklärt , es sei die allerhöchste Zeit ,daß die königliche Regierung die Verfassung wieder herstelle .

Iknrze »)acdricdten
Das Neichskabinvtt beriet am Montag den In den VerHand-

lungen des Organifationskomitees in erster Lesung sestaestell -
ten Entwurf des Bankgesetzes .

Verhandlungen zwischen Zentrum und bayerische Volks .
Partei . Den Blättern zufolge fanden in Bamberg im Haufedes Führers der Bayerischen Volkspartei , Domkapitular
Leicht, e,ne Zusammenkunft zwischen der Bayerischen Volks -
Partei und dem Zentrum statt , die eine befriedigenden Ver -
lauf nahm und Aussichten aüf eine enge Zusammenarbeit
der beiden Fraktionen im Parlament eröffnen . Der Reichs -
parteivorstand der Zentrumspartei billigte einmütig die Er -
gebnisse der Bamberger Besprechungen . . Die Aussprache soll
»n den nächsten Tagen fortgesetzt werden .

Kommunistische Sprengstofflager in Stuttgart . Der „Lokal-
anzeiger meldet aus Stuttgart , daß die dortige Polizei ver -
schiedene kommunistische Sprengstoff - und Handgranatenlager
entdeckte . Außerdem wurden noch zwei vollständige Feldfern -
fprecher gefunden . Bisher wurden etwa zehn der kominuni -
stischen Partei angehörige Personen , darunter zwei Frauen ,
verhaftet .

Ungültige Geleitscheine . Sämtliche Geleitscheine zur Ein -
reise in die britische Zone über Höchst, Goidstoin und Ludwigs -
Hafen sind für ungültig erklärt . Die Inhaber solcher Geleit -
scheine werden aufgefordert , -dieise mit genauer Aressenaugabeder Paßstelle Köln , Dombof 28 einzusenden . Diese stempeltdie Scheine „über Hennef " gebührenfrei « m und sendet sieden Inhabern zurück.

Bei den Magristratswahlen in Altona erhielten dem .. Vor -
wärts ' zufolge die Sozialdemokraten 9615, die Kommunisten
2794 und die bürgerliche Einheitsliste und die Deutschvölki -
scheu zusammen 7429 Stimmen . Anstelle des zum Oberbür -
germeister gewählten zweiten Bürgers Brauer wurde der von
den Sozialdemokraten unterstützte Kandidat Dr . Ebert - Kiel
mit 9943 gegenüber dem von den Bürgerlichen unterstützten
Dr . v . Hanseinann - Berlin , der 7429 Stimmen erhielt , zum
zweiten Bürgermeister gewählt . -

Ein Schlageter - Denkmal . In Anwesenheit der Generäle
Ludendorff und Lietzmarm fand am Soyntag tn Reu -Brau -
dcnburg die Grundsteinlegung zu einem Schlageterdenkmal
statt .

Der zweite Intcrnationale Städtekongreß wurde in Anister -
dam eröffnet , an dem Vertreter von Städten aus zwölf ver -
schiedenen Staaten , darunter Deutschland und Osterreich ,
England , Frankreich , die Schweiz und Bulgarien teilnahmen .

Eine neue Niederlage der englischen Regierung . Renter ve-
richtet , «daß in einem offensichtlich u „bedeutenden Punkt des
Budgets die Regierung im Unterstufe mit 229 gegen 165
Stimmen eine neue Niederlage erlitten habe .

DaS neue südafrikanische Kabinett wurde wie folgt gebildet :
Hertzog Ministerpräsident , Havenga Minister der Finanzen ,
Beyers Minister für Bergwerke urnd Industrie . Das Kabi -
nett umfaßt außerdem die zwei Hauptführer der Arbeiterpar -
tei , nämlich Creswell als Minister für die Verteidigung und
Arbeit , sowie Boysell als Minister für Post und Telegraph « .

Mndeftkat 'ital der RvichSbanl werde 899 Million « , Goldmark,das Höchstkapidal 499 Millionen Gold mark svw . Die Anteils -
eigner der deutschen Diskontbank würde ein gewisses Um-
tnuschrecht mit ihren Akten in Reichsbankaktien erhalten . D «
Festlegung des Diskontsatzes der Rsichsbank bleibt nach wie
vor allein in Händen des Rsichsbankdirektorinins . Der Zern,
tratausschuß erklärte sich mit Bilanz u-nd Gewinnberechnu -i«
(19 Billionen Mari Dividende für je 1999 Mark Anteil , Ge»
winnbeteiligung des Reichs 10,3 Trillionen ) einverstanden .

Reichsbank und Währungsbank . Reichsbankpräsident Dr .
Schacht berichtete im Zentralausschuß an Hand des Wochen-
auswoises der Reichsbank vom 28 .Juni über die Entwicke .
lung des Status der Bank während der abgelaufen « , 4 Wo -
chen, daß diese sowohl hinsichtlich der Gestaltung der Anlage
wie des Zahlungsmittelumlaufes ein bedeutendes Bild ergebe .
Der mißbräuchlichen Anwendung der Geschäftsaufsicht sei
durch Abänderung der gesetzlichen Bestimmungen ein Riegel
vorgeschoben worden . Bei den jüngsten Zahlungseinstellungen
handelte es sich meistens um Gründungen in der Zeit der
stärksten Inflation . Eine generelle Änderung der bisher ver -
folgten Kreditpolitik würde vorläufig nicht in Aussicht genmn -
men werden . Die auf Grund des Sachverständigenplanes zu
errichtende deutsche WährungSbank würde die ReichSbank fein ,die in einer entsprechenden Form weiter bestehen bleibt . Das

Badlsciier Tel !
tDinister Prot . Dr . Dellpack an die

„Nationale Studentenschaft "

Auf das Schreiben der Nationalen Studentenschaft ,
das wir gestern abdruckten , hat der Minister für Kultus
unö Unterricht Prof . Dr . Hrllpach folgendermaßen geant».
wortet :
An den Führerausschuß der Nationalen Studentenschast
der Technischen Hochschule Karlsruhe , Korps Frankoniq

hier , Ettlingerstr . 11.

Sehr geehrte Herren !
Ich gebe meinem lebhasten Bedauern darüber Aus .

druck, daß durch eine Verwechslung an der expedierenden
Stelle ein Unterschristsloses Exemplar meines an Sie ge-
richteten Schreibens abgesandt wurde .

Auf die Ausführungen im zweiten Absatz Ihres Schrei-
bens will ich darum nicht näher eintreten , weil dies eine
Besprechung aller , oder wenigstens zahlreicher, Vorgänge
und Vorkommnisse einschließen würde , die während der
letzten Jahre wiederholt zu Besorgnissen der Unterrichts -
Verwaltung über manche studentenschaftliche Entwicklun-
gen in unseren Hochschulen Anlaß gegeben haben . Ich
brauche die Ereignisse bei der Besetzung des Lehrstuhls
für technische Chemie und beim vorigen Rektoratswechsel
nur anzudeuten , um es zu belegen , daß eine Wiederer«
örterung dieser Dinge im gegenwärtigen Augenblick kaum
erwünscht wäre.

Im Schlußsatz Ihres Schreibens bedauern Sie die
durch die Veröffentlichung meines Brieses vollzogene Auf-
rollung einer Angelegenheit , welche Sie „ eine rein in,
terne Angelegenheit der Studentenschaft an der Tech,
nischen Hochschule " nennen . Dieser Ihrer Auffassung
vermag ich nicht beizutreten . Wo heute die Grenze zwi,
schen rein internen nnd die Öffentlichkeit interessierenden
Angelegenheiten der Studentenschaft liegt , dürste objektiv
sehr schwer zu entscheiden und in jedem einzelnen Falle
dem pflichtmäßigen Ermessen der Beteiligten anheim «
zugeben sein. Die Universitäten und Technische Hoch-
schulen sind ein Glied des nationalen Organismus , sie
sind heute , unbeschadet wichtiger, körperschaftlicher Selb -
ständigkeitsrechte, Einrichtungen , des Staates , sie sind
Ausbildungs - und Erziehungsstätten des überwiegenden
Teils der Führerschicht unserer Nation und alle Vorgänge
an ihnen haben darum seit jeher die lebhafteste und ge,
rade von den Studentenschaften immer gern gesehene
Teilnahme der Öffentlichkeit gesunden . Das badische
Land bringt willig große Opfer , um seine 3 staatliche ^
Hochschulen aus dein ersten Stand des Ansehens vor der
Weit zu halten ; die Not der wissenschaftlichen Forschung,
und die noch ergreifendere Not großer Teile der Stu »
dentenschast, hat die deuschen Hochschulen noch enger als
es in Zeiten der Blüte erforderlich war , mit der Hilfs¬
bereitschaft mannigfacher Gruppen des Volkes verknüpft ;
ich darf daran erinnern , daß Forschung und Studenten -
schast der badischen Hochschulen , z . B . dem Eintreten des
Deutscht'» Gesandten in Bern , welcher der Sozialdemo «
krotie angehört , und einer ganzen Reihe israelischer
Spender entscheidende Hilfe in kritischen Notlagen ver-
danken . Angesichts dieser Tatbestände läßt sich die An-
schauung nicht aufrecht erhalten , daß Strömungen und
Betätigungen , durch welche einzelne Gruppen der Stu -
dentenschast als ausschließlich national und andere als
nicht so, oder überhaupt nicht national abgestempelt und
dementsprechend behandelt werden , als eine rein interne

'Angelegenheit der Studentenschaft bewertet werden kön
ten . Es ist meines Erachtens die mildeste Form der Stel¬
lungnahme , wenn die Regierung Veranstaltungen , die
auf solcher Grundlage insj Werk gesetzt werden , fern
bleibt . Im Geiste der einigen Volksgemeinschaft ohne
deren Befestigung es für Deutschland überhaupt keine
Zukunft von nationaler Größe mehr geben kann, und
i .n wohlzuerwägenden Interesse der Hochschule « selber,
Ware es freilich, wenn jeder Einzelne mithelfen würde,
jene Strömungen samt ihren praktischen Folgerungen
endlick zu überwinden . Ich lese in der Festrede eines
ehemaligen hohen Offiziers bei der gestrigen Artilleristen-
feier den Satz : „ Wir alle , wie auch immer der Einzelne
parteipolitisch eingestellt sein mag , geeint durch die Va¬
terlandsliebe . . . Sollte der Geist , der aus diesen
Worten spricht , nicht auch die Lebensatmosphäre der
Hochschule sein? Für die politische Wiedergeburt des
Reiches ist es in jedem Falle eine unerläßliche Voraus-

setzung , daß gerade an den vornehmsten Anstalten der
deutschen Führererziehung der Einzelne und die GruM
all« noch so ehrlich gemeinten und noch so leidenschaftluv
geglaubten parteiischen Dogmen und Doktrinen für die
praktische Überwindung der Gegenwartsnot ebenso w»e

für die Stunden der feierlichen Besinnung auf die
jjen nationalen Werte der Geschichte unbedingt Kuruck

-

stellen , hinter das wichtigste und edelste Ziel der 0 *

meinschaft im Volkstum . Gerade weil ich den Tag ,
wir in Deutschland endlich so weit find , selber erlebt
möchte, werde ich mich nie scheuen , in voller Slufrtdrtrts£^
und Öffentlichkeit allem entgegenzutreten , was den
zu dieser Vollendungsstufe des nationalen Lebens zu
längern oder abzubiegen droht.

Mit vorzüglicher Hochachtung gez. Hellpach-
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. «Zachdem inzwischen fleifeig die Kvminissionen getagt hatten .'

hm heute vormittag nach mehrwöchiger Pause das Plenum
seine Arbeiten wieder auf .

Präsident Dr . Baumgartner eröffnete % 10 Uhr d,e Sitzung
mit der Verlesuna

zahlreicher Emgiing «.
Eine Reihe von Gesuchen gewerkschaftlicher Organisationen

befassen sich mit dem Abbau des Arbeitsministeriums .
Die badischen Zeichenlehter und Architekten nchimen Stellung

zum Abbau des Referenten für Zeichenunterricht im Ministe ,
rium des Kultus und Untervichts.

Die Obstbauvereine Breisgau , Lörrach . Schvprheim- Schonau
und Kenzingen wenden sich g« geu die Aufhebung der Obst-
bauinspektorstelle auf der Hochburg. ■

Andere Eingaben betreffen den Gesetzentwurf über eine
außerordentliche Steuer von den bebauten Grundstücken, den
Abbau des Musitreserenten im Ministerium des Kultus und
Unterrichts, die Besoldungsordnung usw.

Eingegangen sind ferner Gesetzentwürfe betr . das Forst-
strafgesetz und das Forststrafverfahren und Änderung des Berg »
Gesetzes vom 22. Juni 1800

Schließlich liegen noch eine goßere Zahl
neuer Anträge

aus dem Hause vor :
Die volksparteilichen Abgeordneten ersuchen , um möglichst

baldige Durchführung des § 16 Abs . 3 Satz 2 der dritten
Steuernotverordnung . Sie beantragen ferner , bei der Reichs-
regierung dahin zu wirken, das, die Beiträge zur Arbeitslosen -
fürsorge bei der Krankenversicherung der Hausangestelltenund in der Landwirtschast fortfallen . — Ein Zentrumsantragfardert Bereitstellung ausreichender Mittel zum Zwecke der
Unterstützung der schwer vom Unwetter heimgesuchten Gemein -
den Mundelfingen , Aselfingen und anderer Orte der Nachbar-
schaft nötigenfalls im Wege außerordenlichen Kredits . —
Ein weiterer Antrag der gleichen Fraktion betrifft die Milde-
rung der Unwetterschäden in Mittelbaden . In derselben Rich ,tung bewegt sich auch ein sozialdemokratischer Antrag . Ein
zweiter Antrag der sozialdem. Fraktion verlangt gerechtere und
sozialere Gestaltung dter Beamtenbesoldung und der Löhne der
Reichsarbeiter ; ein dritter Antrag 'betrifft die Vergebung und
Besetzung von Beförderungsstellen im Gebiet der Reichsbahn-
Direktion Karlsruhe . Landbundanträge wünschen die vorläu -
fige Aufhebung der der Abgabe von Laubstreu entgegenstehen-den Verordnungsbestimmungen und die Gewährung von Be-triebskrediten an in Not geratene Landwirte . — Eine förm¬
liche Anfrage des Zentrums ftägt nach Maßnahmen gegen den
skrupellosen Zinswucher wie er sich auf dem Wege des priva -

. ten Kreditgeschäfts breit macht-
Nach Eintritt in die Tagesordnung würben zunächst

kurze Anfrage «
erledigt.

Dem Abg. GroWans (Soz . ) , der sich über die Beeinträchti -
giiiVi des Fußgängerverkehrs auf den Uferwegen des Bodcnsees' durch Neubauten beklagte, wurde von Oberreg .-Rat Dr . Pfistcrerwidert , daß man sich nach Möglichkeit um Beseitigung derSchwierigkeiten bemühen werde.

Eine kurze Anfrage des Abg . Dr . Matthes (D - Vpt .) betrafdie Beschränkungen des Kraftwagenverkehrs an Sonntagen .Ober - Reg. - Rat Dr . Pfistcr erklärte , daß die scharfen Sperr¬maßnahmen des letzten Jahres aufgehoben seien. Das Mini -steriuni des Innern habe die Bezirksämter angewiesen, dasSonntagsverbot für K^aftfahrräder aufzuheben und das Per -
.- bot für den Kraftwagenverkohr einzuschränken. Im Hinblickauf die in den einzelnen Landesteilen verschiedene Umlen.

, kungsmöglichkeit für den Autoverkehr sei eine generell« Wer-
Ordnung für das ganze Land unmöglich.

Auf eine Anfrage wegen Verlängerung der Schonzeit ange-fichts der sm letzten schneereichen Winter stark zurückgegangenenWildbestände wurde regierungsseitig ablehnend geantwortet .Die Schonung würde wirksamer Irnich die freiwillige Beschrän»
^ kung des Abschusses seitens der Jäger geschehen .

Es folgt die Beratung des lGesetzentwurfes über die
Neckarkanalisierung.

Es handelt sich um die Gewährung eines Darlehens von760 000 Goldmark an die Neckar -A. -G . in Stuttgart zur Fer¬tigstellung der .Kraftwerke Wieblingen und Neckarsulm .Die Vorlage fand in beiden Lesungen einstimmige Annahme^Zur Beratung stand sodann der Äntrag des Staatsini niste-jtiums auf Porausbewilligung einiger Anforderungen für
dringlich« Kauarbeite « im Staatsvoranschlag 1924/25.

1 , In die Berichterstattung für die einzelnen Ministerien teil ,ien sich die Abgg . Dr . Schmitt -Karlsruhe (Ztr . ) und Dr . Glöck¬ner (Dem .)
Eine längere Aussprache knüpfte sich an die Position von200 000 M . zur Förderung des Möbel - ?lbzach !lungsgeschäfts. deS Badischen Baubundes . Dagegen äußern sich die Abgg.Weber -Baden (D . Volksp . ) , Mayer -Karlsruhe (Dtl .), Gör -fach« (Ztr . ) und Au Aandbuud ) , während die Abgg . Maier «

Heidelberg (Soz . ) , Frau Unger (Komm.) und Ziegrlmeyer »
Oberkirch sich lebhaft dafür einsetzten.■ Arbeitsminister Dr . Engler betonte die gemeinwirtschaft-liche Bedeutung des Badischen Baubundes , dessen Finanzlagedurchaus gesund sei . Die große Masse der Möbel werde inBaden hergestellt. Von der Anfertigung von Luxusmöbelnsei keine Rede .

Abg. Dr . Schofer (Ztr . ) erklärte , daß er an sich gegen einenochmalige Berührung der Sache im Ausschutz nichts einzu -wenden habe . Im übrigen sei er für die Position .
. Abg. Dr . Hummel ( Dem .) sieht keinen Grund , die An -forderung abzulehnen .

Görlacher berief sich auf die Stimmung in Handwer -
. « » reisen und beantragte Zurückweisung der Position an denAusschuß.

Ah?. Frau Dr . Bernays (Vpt . ) bemerkte, man diürfe nie ,wand das soziale Gefühl absprechen. Eine nochmalige Prü -fung sei aber berechtigt, solange Bedenken bestehen, daßdurch die vorgesehene Unterstützung andere Kreise geschädigtwerden .
Inzwischen war eine Entschließung Wittenian« (Ztr. ) und« en . eingegangen, der die Bewilligung der 200 000 Mk . ane Bedingung knüpft, daß die Herstellung von Luxusmöbeln■ unterbleibt und bei der Arbeitsvergebung das heiniischeHandwerk berücksichtigt wird.
Nach dem Hinweis des Ministers Dr . Engler , daß der Bad .« au bund durchaus nach kaufmännischen und gemeinnützigen« efichtspunkten arbeite , begründete Abg . Wittemann obige

Solution , die für alle eine annehmbare Plattform schaffen
Nach kurzen Bemerkungen der Abgg. Bock (Komm.),«aier -Heidelberg und Weber-Baden wurden Entschließung: «" d Position mit Mehrheit angenommen . Die Gesamtabstim -über die in Frage kommenden Positionen des Arbeits -

^. Ministers ergab deren Annahme bei 10 Enthaltungen .
Ii (Ztr . ) berichtete über die vorweg zu bewil -

|
" Senden Summen im Bereiche dev Finaazverwaltung .fei Das Haus stimmte zv

erläutert « ine Positioneil im Justiz -etat , deren Durchfuhrung schon jetzt in Angriff genommenwerden soll .
Abg . Rückert (Soz .) gab Aufschluß über die notwendigenJnstandsetz ungSarbeiten bei den Hochschulen , Abg . Marumüber die sofort zu verwendenden Gelder unter dein Titel

»Wissenschaft und Künste" .DaS Haus beschloß im Sinne der Ausschußanträge die Ge««ehmigung der verlangten Summen .Der Abg . Bock lehnte für die kommunistische Gruppe die
Anforderungen für kirchliche Baudenkmäler ab - Abg . KlaibernamenS des Landbundes die Gelder zugunsten des Landes »theaters Karlsruhe .

Abg . Dr . Schmitt -Karlsruhe (Ztr . ) berichtete darauf überdie Notgesetze vom 3 . und 18 . März betr . Änderungen deSGrund - und GewerbefteuergesetzeS.Das HauS gab mit großer Mehrheit seine Zustimmung .Kurz nach 1 Uhr wurde die Sitzung abgebrochen.Fortsetzung nachmittags 3.30 Uhr.
Eine Änderung des Berggesetzes

hat die Regierung beim Landtag beantragt . Es soll Abs . 1in § 2 folgende Fassung erhalten : Di« Ausbeutung von Salz -
ablagerungan und Solquellen , von Eisenerzen, sowie des Bi -tumens in festem , flüssigem oder gasförmigem Zustand undder wegen ihres Gehalts an Bitumen von der Bergbehördeals technisch verwertbar erklärten Gesteine bleibt dem Staate
vorbehalten .

"
In § 3 erhält Absatz 1 folgende Fassung : ..Bei der vomState oder auf Grund einer Konzession von sonstigen Unter -

nehmern betriebenen Ausbeutung von Salzablagerunzen undSolquellen , von Eisenerzen sowie von Bitumen und der we -
gen ihres Gehaltes an Bitumen von der Bergbehörde als tech-
nisch verwertbar erklärten Gesteine finden hinsichtlich der kraftäfentlichen Rechts für den Betrieb maßgebenden Beschrän-
kungen und Verpflichtungen hinsichtlich der Verhältnisse des
Unternhemers zur sonstigen Bergwerkbesitzern und zu Mu -
txrn , zu den Grundbesitzern und zu den beim Betriebe be -
schäftigten Personen , sowie hinsichtlich der Rechtsverhältnisseder bei einer Privatunternehmung Mitbeteiligten die Vor-
schriften dieses Gesetzes , soweit sie nach der Natur der Sachezutreffen , entsprechende Anwendung."

Wichtig ist noch das folgende: In § 165 Absatz 1 werden dieWorte „und auf den Vorbau im Falle der Eröffnung neuer
Bergwerke "

gerstichen , und es wird dem Absatz 1 folgenderSatz zugefügt : „ Alle Vorbaurechte ini Falle der Eröffnungneuer Bergwerke sind aufgehoben.
" Das Gesetz tritt am 1.Mai 1924 in Kraft .

In der ausführlichen Begründung des Gesetzes wird die
Entstehung und Fortentwicklung des Berggesetzes des näherenerläutert . Dann werden für Baden zwei Fragen aufgewor :
fen : 1 . Erscheinen die Gründe , die in anderen Ländern be-
stimmend waren , die Bergbaufreiheit in gewissen Grenzenaufrecht zu erhalten , als durchschlagend oder liegen — ins¬
besondere für Baden — Gründe vor, die Bergbaufreiheit all -
gemein zu beseitigen? 2 . Wenn letztere Frage verneint wird,erscheint für Baden eine weitere Einschränkung der Bergbau -
freiheit als Bedürfnis und bejahendenfalls bezüglich welcherMineralien ?

Nicht nur die zweite Frage , sondern auch die erste Fragekann nicht theoretisch , sondern nur nach praktischen Erwägun -
gen beantwortet werden. Dies legt die Begründung im ein-
zelnen fest .

Der Rechtspflegeausschuß hat gestern abend die Borlage in
Beratung gezogen und ihr einstimmig die Zusage erteilt . Be-
richterstatter war Abg . Dr . Kullmann . Er beinerkte auch , daßes im Interesse des Staates liege, solche Vorrechte der Stan -
dxsherren , welche die Allgemeinheit schädigen , zu beseitigen.

Schule und Gesundheitspflege
Im Anschluß an die vom Hygienischen Institut in Freiburg

veranstaltete Tuberkulosewoche fand vom 22. bis 2ö . Juni d . I .
^in Kurs für Volksschullehrer über Schule und jGesundheits-
Pflege statt . Nach einem grundlegenden , besonders dankbar
aufgenommenen Einleitungsvortrag des Geh . Rat Uhienhuth.des Direktors öes Hygienischen Instituts in Freiburg , sprachen
die Dozenten der verschiedensten Abteilungen meistens in den
Hörsälen ihrer Kliniken über die einschlägigen Gebiete - So
n«b der Direktor der Freiburger Universitäts -Kinderklinik, Pro -
sessor Roeggcralh, mit seinen Assistenten Prof . Rommiuger
und Dr . Eckstein einen Überblick über die Infektionskrankheit
ten im schulpflichtigen Alter und die Organisationen der Tu -
berkulosebekämpfung in Baden.

An einem weiteren Tag wurden die Gruudlagen der Verer -
billig durch Prof . Fischer und die große Wichtigkeit von Tur -
nen , Sport und Spiel für die -Bekämpfung der Tuberkulose
durch Dr . Rautmann dargelegt. Entsprechende Vorträge durch !
Gefl. Rat Hoch « über Schule nui Geisteskrankheiten und Prof .
Rost über Schule und Hautkrankheiten führten die 200 KurS- >
tieilnehmer in diese Gebiete ein . Den Abschluß der Tagung ;
bildeten Referate über Schule und Fürsorge , Hygiene des '
Schulgebäüdes und seine Einrichtungen nnd Hygiene des Un- j
tcrrichts durch den Stadtschularzt Dr . Pflüger und die Dvzen - I
ten Nihle und Seiffert vom Hygienischen Institut in Freiburg .

Die physiologischen und pathologischen Grundlagen soweit sie
zum Verständnis dieser Dinge notwendig sind, wurde, » durch
Ausführungen von Professor Hoffmann nizd Privatdozent
Ander? gegeben.

Der Kurs hat durch seine zweckmäßige Anlage und die
außerordentlich glückliche Durchführung aller Referate in der
Lehrerschaft einen so großen Anklang gefunden, daß er wohl
in irgend einer Form auch an anderer Stelle des Landes durch-
geführt werden sollte .

Die Kartoffelkäfer-Gefahr
P .A. Nach neuerlicher Mitteilung der ReichSregierurig hat

sich der aus Amerika nach Frankreich eingeschleppte Kartoffel -
käfer dort in kürzester Zeit in einem Maße ausgebreitet , daß
jetzt etwa *4 des ganzen Landes als verseucht oder seuchenver-
dächtig gelten kann. Das Verbreitungsgebiet des Käfers um-
faßt das ganze südwestliche Frankreich. Die Gefahr des Über-
greifens der Schädlinge auf deutsches Gebiet ist daher außer -
ordentlich groß. In Sachverständigenkreisen wird damit ge-
rechnet, daß der Käfer vielleicht schon im Laufe dieses Jahresdie deutsche Grenze erreichen dürfte . Am meisten bedroht ist
infolge seiner Lage das badisch, Land.

Der Einbruch des Schödlings und seine Verbreitung **
Deutschland bedeutet nach den anderwärts gemachten Erfah¬rungen eine nationale Gefahr . Weniu, es nicht gelingt, den
Käfer bei seinem ersten Eindringen vollständig zu vernichten,sind die Kartoffelernten schwer gefährdet. Die Bevölkerunghat daher allen Anlaß , dem Swftreten des Kartoffelkäfers
weitgehendste Aufmerksamkeit zu schenken. Das Ministerium

>S Jnn .ern hat die zuständigen Stellen wie Bezirksämter

und Gemeindebehörden, LandeSokonomieräte und die Haupt -stelle für Pflanzenschutz angewieisen . für Aufklärung und « er-dreUung der Kennwiis dos Kartoffelkäfers besorgt zu sein.Auch die Landwirtschaftskammer , die landw. Vereinigungensowie das Unterrichtsministerium sind ersucht worden, mgleichen Sinne tätig zu sein .
Die Besitzer von Katoffelfeldern werden gut daran tun .Künftig die Kartoffelpflanzen ständig zu beobachten und der- ,dächiige Erscheinung« !, insbesondere auffallende Fraßstellenam Kartoffelkraut , der OrtspolizeLtehörde die das weitere zureraiilafsen hat , sofort anzuzeigen . Ist der Kartoffelkäsereinmal festgestellt, so ist von besonderer Wichtigkeit, daß biszur Durchführung der Vernichtung, die durch das Ministeriumdes Innern angeordnet wird, keine Käfer , Larven, Puppenoder Eier von dem befallenen Grundstück verschleppt werdenund damit Anlaß zu neuen Verseuchungen gegeben wird.Deshalb darf auch das Insekt in« allen seinen Entwickelungs-stadien nicht in lebendem Zustand von dem befallenen Grund -

stück entfernt werden.
Nur wenn es gelingt, den Kartoffelkäfer bei seinem erstenAuftreten wahrzuehmen und auf einen kleinsten Verbrei -

trongöbezirk zu beschränken , versprechen die angewandten Ver-
nichtungSmaßnahm>en einigermaßen Erfolg . Daher ist es vongroßer Bedeutung , daß jedes erstmalige Auftreten des Kar -
toffelkäfers unverzüglich zur Kenntnis der Behprden gelangt .

Beschreibung des Schädlings
Eier rotgelt », zu je 10 bis 30 an der Unterseite der Kartof -

fekbtätter . Larven in der Jugend blutrot , später organgerot ,Kopf, die s-echs Beine und zwei Reihen warzenähnlicher rmider
Flecken an beiden Seiten des Körpers schwarz . Ausgewachsenetwa IS nun lang . Gestalt birnförmig . Puppen im Bode»etwa 20 ein tief unter der Erdoberfläche, hell mennigrot .Käfer etwa 1 cm lang , oval gewölbt und unteii gfatt , rotgelbgefärbt mit schstvarzen Flecken an Kopf und Halsschild und
zehn schwarze,i Längsstreifen auf den gelben Flügeldecken.Die häutigen Flügel unter den Flügeldecken lebhaft rosenrot .Die Bezrksämter und Gemeindon sind im Besitz von Merk-
blättern , welche die Lebensweise des Schädlings auf der Kar -
tosfelpflanze darstellen.

Ikommunale Nundscdau
Der Karlsruher Bürgerausschuß hat am Montag nach aus -

führlicher Debatte und Einzelberatung der Te-ilvomnschlägeunter Ablehnung verschiedener beantvagter Abstriche den
städtische « Koranschlag mit großer Stimmenmehrheit « ige -
nommen . Zeitweilig mußte wegen kommunistischen Kundge-
billigen die Galerie geräumt werden.

Ter Milchpreis . In der am 25 . Juni 192-1 in Karlsruheabgehaltcteu Sitzung der Vertreter der MlckBedarfsgemein-den un d'der Milcherzeuger machten die Städte folgenden Vor-
schlag : Der Milchprois ab 1 . Juli 1924 beträgt 19—21
Pfennig je nach dem LkfeniiigSgebiet . Die Vertreter der
Landwirtschaft erkennen an . daß der Vorschlag der Städtedie Verhältnisse der Landwirtschaft auf weite Sicht berück-
sichtigt und davmi Abstand nimmt , den augeiiblicklichen
Milchübersluß zu einem letzten Endes auch für die Städte
unzweckniäßigen Druck auszunützen ; sie erklären sich bereit ,die Städte in dem Bestreben ,die Milchanlieferung und Ab-
nähme in geregelt« !! Bahnen zu halten , voll zu unterstützen.

Aufwertung der Sparkassenguthaben. In der fortgesetzten
Beratung des Voranschlags 1924/25 durch den Büvgeraus -
schuß in Singen a . H . wurde ein Antrag der demokratischenPartei auf Aufwertung der Sparkassenguthaben aus Ge-
ineindeiniittoln eingebracht. Der Antrag sieht vor , daß in
dein Voranschlag des Jahres 1924/25 und der folgenden
Jahre ein Betrag in Höhe von 5 Prozent des Umlagesolls
eingestellt wird, der der Sparkasse zur Aufwertung der
Sparkassonguthabvn 'überwiesen wird. Der Antrag ivurd«mit 32 gegen 21 Stimmen angenommen. Dem Antrag ent-
sprechend wurde ein Betrag von 14 000 Mk. in den Vor-
an schlag eingestellt. Was eine Erhöhung der Umlage um
3 Pferinig bedeutet . Mit den beschlossenen Abändenrngel»des Voranschlages wurde der durch die Umlage zu deckende
Fehlbetrag auf 294 000 Mark festgesetzt. In der Gesamtab-
stiminung wurde der Voranschlag mit 42 gegen 9 Stimmen
aiigeuom-liron . Gegen den Voranschlag stimmten die Wirt¬
schaft! . Vereinigung und die Kommunisten.

Der Gemeiuderat Kehl hat infolge von Anträgen auf Uber»
lassung von Bauplätzen zwischen Kehl und Sundhelm außer -
halb des gemeinderätlichen Bauplanes beschlossen, das betref -
sende Gelände aufzuteilen - 15 an die Schutter grenzende Ge¬
meinden haben einen Zweckverbaud zur Verbesserung des
Flußlaufes gebildet , welchem die Stadtgemeinde ebenfalls bei-
trtit . Weiter teilt der Sdadtratsbericht mit, daß ein Angebot
auf Lieferung von serbischen Holzhäusern wegen Unrentab
litält abgelehnt worden ist. Dem Bürgerausschuß soll eine
Vorlage über Beteiligung der Stadt an einer Kollektivauleihein England unterbreitet werden. Die Bedingungen sind gün -
stig. der Zins b̂illiger , wie der derzeitige inländische .

Der Bürgerausschuß Schopfheim hat in längerer Sitzungden städtischen Voranschlag beraten und den -Haushaltsplan
für 1924/25 mit einen, Umlagefnß von 50 Pf . einstimmig
angenommen .

Aus der Tandesdauptstadt
Der Rundfunk . Die hiesige Oderpostdirektion hatte an ?

Samstag zu einem Vortrage über den Unterhaltungshanl
eingeladen . Nach Begrüßmigsworten des OberposrrateS
Kammerer machte Praktikant Ba>»er di^ erschienenen Gaste
mit den technischen Einzelheiten bekannt .

'
wobei er besondreres

Gewicht auf die richtige Handhabuuz der Rückkoppelung
zur Regulierung der Lautstärke legte . Zum Schlüsse trat der
Stuttgarter Seirder in Tätigkeit , der trotz des gewittrigen
Tages das Auditorium auf kurze Zeit durch Orchestermusiß
etc . angenehm unterhielt . Der Oberpostbehörde wurde füp
die interessante Stunde allseits lebhaft gedankt .

Reife «ep«ick . Infolge Ergänzung der Eisenbahn-Verkehrsörd.
nung d îrch Verordnung des Reichsverkehrsminister im IliGBk.
darf das in die Personenwagen der 1 ., 2. und 3- Klasse mit»
genommene Handgepäck das Gewicht von 25 Kg - nicht über»
steigen . Handgepackstücke von mehr als 25 Kg . Einzelgewichtwerden , auch wenn mehrere Personen zusammen reisen, nicht
zugelassen. In die 4. Klasse dürfen Gegenstände im Gesamt-
gewicht von nicht über 50 Kg. mitgenommen werden. KSfe«
genstände von mehr als 50 Kg . Einzelgewicht werden,- auch
wenn mehrere Personen zusammen reisen, nicht zugelassen .
Bei Zuwiderhandlung gegen diese Bestimmungen werden die
als Handgepäck nicht zugelassenen Gegenstände in den Gepäck-
»vagen gebracht und dort bis zur endültigen Abfertigung ver-
wahrt - Für solche Gegenstände wird von der Station ab,
auf der der Reisende zugegangen ist, und wenn die Zugangs -
station nicht sofort unzweifelhaft nachgewiesen wird, von der
Ausgangsstatiön des Zuges ab je nach Art des Gutes die Ge^
pack- oder Expreßgutftacht mit einem Zuschlag von 10 Gold-
mark , jedoch nicht mehr als die doppelte Fracht erhoben. .



Schwere Unfälle . Auf dem städt. Gut bei Rüppurr stürzte
ein 53 Jahre alter verh . Melker in der Scheune 1b Meter hoch
herunter und zog sich so schwere Verletzungen zu. daß er nc»ch
am gleiche» Tage starb . — Im Hafen von Leopoldshafen ist
ein Naturheilkundiger , der dort fischen wollte, tödlich der-
unglückt. — Ein verheirateter Kaufmann von hier verun -
glückte in der Nähe von Wilferdingen mit seinem Motorrad
dergestalt, daß er einen Schädelbruch und eine Gehirnerschüt-
Gerung davontrug .

Städt . Konzerthaus. Heute Dienstag und täglich gelangt
die Operette ..Die Spitzenkönigin" zur Wieoergabe, es sei
darauf hingewiesen, daß nur « och einige Wiederholungen die -
ser Operette stattfinden . — Vorbereitet wird z . Zt . die Ope-
retteneuheit „Mädi " von Robert Stolz ; eS ist der Direktion
gelungen , für die Partie des „Anatol " ebenfalls Edgar Wie-
fendanger als Gast zu gewinnen . ..Mädi " hatte bei seiner
Erstaufführung in Berlin den größten Erfolg und beherrschte
wochenlang den dortigen Spielplan . Neben einigen ernsten
Szenen ist das Stück reich an drolligen Einfällen ; Stolz hat
eine sehr hübsch leicht ins Ohr gehende Musik dazu geschrie -
ben. — Es sei noch darauf hingewiesen, daß telefonische Be-
stellungen unter Rr . 870 entgegengenommen werden.

Ikurze ikscdricdten aus Kaden
BZ . Heidelberg, 30. Juni . Der Sohn Gerhart Hauptmann ».

Ben - -« ut» Hauptmann , ist von der. Universität Heidelberg zum
Dr . rer. pol . promoviert worden . — Der Lehrstuhl der theo-
retischen Astronomie an der Universität Berlin ist Prof . Dr . Au-
Allst Kapff in HeideWerg angeboten worden . — Zum Nachfol¬
ger von Prof . Klemer auf dem Lehrstuhl der inneren Medizin ,
sowie in der Leitung der medizinischen Poliklinik in Heidelberg
ist Dr . med. Wilhelm Stepp -Gietzen ausersehen .

ÜZ . Bruchsal, 1. Juli . Im Alter von 56 Jahren ist hier
der Fabrikant Heinrich Durst gestorben . Er war der Grün -
der der Malzfabrik Heinrich Durst Söhne in Heidelsheim .
Ihm hat die Gemeinde Heidelsheim die Erbauung eines eige -
nen Elektrizitätswerkes zu verdanken.

DZ . Kehl , 29 . Juin . Unter ben während .des passiven Wi-
derstandes ausgewiesenen hiesigen Einwohnern befand sich
auch der Bovstand des hiesigen Arbeitsamtes Schumacher.
Die Austveijunq ist jetzt aufgehoben und dem Ausgewiesenen
die Rückkehr gestattet worden .

DZ . Offenburg , !«»> Juni . GrimmelShausenseier . Das Fest ,
das der historische Verein für Mittelbaden zur Feier des 300 .
Geburtsjahres Grinunelshausens am 13. Juli in Renchen ver¬
anstaltet , ist Aros? angelegt . Nach einem feierlichen GotteS-
dienst mit FestprediA ein.es Nachkommen des Dichters versam-
meln sich die Gäste zur eigentlichen Festversammlung am Denk-
mal . Herr Prof . Dr . Hftering - Karlsruhe hält die Festrede
an der gleichen Stelle , wo vor 50 Jahren der bekannte Gelehrte
Erich Schmidt anläßlich der Einweihung des GrimmMhausen -
Denkmals sprach Der Platz wird unter Leitung des Kunst-
malers Gottwald durch reichen Fahnen - und Wimpelschmuck
festlich geschmückt , schmucke Trachtenmädchen werden -das Bild
noch mehr beloben. Am Nachmittag um 3 Uhr findet bas Frei -
lichtfestspiel von Max Clauß , „Simplirius Simplicissimus "
statt . Es sind 7 Scenen aus dem großen Roman Grnnmels -
Hausens, die durch Verse des Ansagers zu einem Ganzen ver-
Kunden werden . Die Hauptdarsteller sind Künstler des städti-
sehen Kurtheaters in B .-Baden , das ganze Stück wird von Re ,
lgrfsenr Dr . Rube B .-Baden inszeniert und verspricht, daL Ver -
ständnis für Grimmelshausens Hauptwerk zu verallgemeinern
und zu vertiefen.

DZ . Krozingen, 27 . Juni . In einem Teil des Krozingen
Werks der Firma Gebrüder Himmelsbach AG . Fveiburg
brach in der vergangenen Rächt ein Brand ans . Durch das
rasche Eingreifen sowohl der eigenen Werksfeuerwehr ÄS
auch der Krozinger und Staufener Feuerwehr u>Ä» sineS
Zuges der Freibuxger Feuerwehr gelang es, ein weiteres
Ausbreiten des Feuers zu verhindern und den größtem Teil
der Gebäude, die Maschinen sowie die umfangreichen Holz-
tager zu retten . Durch die in den betr . Werksteilen vor-
übergehend notwendig " werdende Betriebsstörung wird die
Lieferfähigkeit der Firma , wie wir hören, nicht beeiniträch -
tigt . Die Wiederau sbmrarbeidsu werden sofort in Angriff
genomanen.

St . Peter bei Freiburg , 26. Juni . Nach langem schwerem
Leiden ist gestern Subregens Dr . Nikolaus Gihr im Alter
Viki 85 Jahren gestorben. Er wirkte hier selt vielen Jahren
am Priestersemin -ar als Lehrer und hielt noch bis in den Mo-
nat Mai hinein seine Vorlesungen .

DZ . Badenweiler , 30 . Juni . Die neueste Ausgabe der Kur -
zeitung weist 82v ortsanwesende Gäste auf , wovon 207 neu
eingetroffen sind .

DZ . Badenweiler , 30 . Juni . Am 1 . Juli begeht das Hotel
«Römerbad " hier, sein -hundertjähriges Jubiläum . Genau vor
hundert Jahren am 1. Juli 1824 ist das jetzt weltbekannte
Unternehmen eröffnet worden , und befindet sich seit 1826 im
Besitz der Familie Joner .

DZ . Tübingen . 1 . J «iü . Im Alter von 69 Jahren ist der
frühere Bibliothekdireklor Dr . Karl Geiger gestorben . Er
hatte 40 Jahre seiner Lebensarbeit der Universitätsbibliothek
gewidmet.

Dandel und Mirtsckakt
Berliner Devisennotierunge«

in Mllionen Mark

1. Jull 30 . Juni
mt Brief « -N> Briel

Amsterdam . . 1 5751 00 1 582 900 'H 1576000 1584 000 100
Kopenhagen . 659800 663 200 '°»> 684 300 687 700"»
Italien . . . 180 500 181 500 ">°j 181 500 182 500 ""
London . . . 18105 000 18135 000 too

j 18130 00018 220J000 ""1
Rewyork . . . 4 ISO 000 4 2105001<K>I 4190000 4 210500 "»
Paris . . . . 218 500 219 500H 221900 223100 "»
Schweiz . . . 744100 ?44900 ""1 741600 743 400 "»
Prag . . . . 122900 123 500 'H 123500 124100"«
Wien (ioo *ro«m) 59 100 59 300 ,Mft 58900 59100 ' °»

Dl « Nein« Ziffer b«bkut«t »ie Zultllun « in Pro ^ nl

Deutsche Steinzeugwarenfabrik für Kanalisation und Che-
mische Industrie Friedvichsfsld in Baden . Die General¬
versammlung genehmigte einstimmig sämtliche Anträge der
Verwaltung . Der K 13 des Statuts wurde dahin abgeän -
dert , daß der Aufsichtsrat, statt wie seither an ? höchstens 7,
für die Folge aus höchstens 8 Mitglieder besteht. Neu in den
Aufsichtsrvt gewählt wurde Herr Lorenz Hahn , Effan.

Die Balksbant Endingen hielt dieser Tage ihre 56 . ordent -
liche Generalversammlung bei gutem Besuche ab. Nach dem
Jahresbericht beträgt der Gesamtuimfatz für 1923 48 296 Bil¬
lionen , der Reingewinn 4965 . 15 Goldmark . Sämtliche Punkte
der Tagesordnung wurde»» einstinmiig genehmigt . Wie alle
Geldinstitute ist auch die Volksbank verarmt , die Genossen-
schaftSanteile, Wertpapiere sirck wertlos und die Reserven
verloren . Man ist gezwungen, von vorne anzufangen . Die
G?>dm arke röfsnungsbilanz zeigt eine Bilanzsumme von
12 012 84 Goldmark, wovon vom Reingewinn ven 816 Mit -
gliedemi je 1 Godmark, gleich 816 Goldmark gutgsschrieben
werden ; dem neugegrüudeton Reservefonds werden 300U
Goidmark zugswiese»» ; auf neue Rechnung werden 1149,15
Goldmark vorgetragen . Der Geschäftsanteil jedes Mitglie¬
des beträgt 200 Goldmark.

Uhrenfabrik vorm . L . Furtwängler Söhne AG . Der ge-
geuwäotige Ariftragsbestand in der Uhvenfabrikation der
Fimna beläuft sich auf etwa 400 000 Gokdmark und sichert
für die nächsten 3 bis 4 Monate volle Beschäftigung. Auch
der Absatz der Produktion an Schreibmaschinen ist für die
nächstem 3 bis 4 Monate gesichert . In Anbetracht des Auf-
tragsbesdandes können die Aussichten für das laufende Ge-
fchäftsjahr als befviedigand bezeichnet werden.

Bolksbank Neustadt i . Schwarzwald . Vergangenen Sonn -
tag hielt die Volksbank Neustadt e. G . m . b . H. hier ihre
ordentliche Generalversammlung ab . Nach kurzer Begrü -
ßung durch den Vorsitzenden des Aussichtsrats wurde der
Geschäftsbericht erstattet . Die Bilanz , die einen Gewinn
von 27 Trillionen Papiermark verzeichnet, fand die Geneh-
Migung der Versammlung , ebenso die Goldmarkeröffnungs -
bilanz . In begug auf die Aufwertung >wuvd « beschlossen,
für die bis 1918 einbezahlten Stcriumasteile eine Aufwer-
tung von etwa 5 Prozent zu gewähren , duß aber , je nachdem
die Bank in den nächsten Jahren abschließe , eine weitere
Aufwertung geschehen soll. Als Geschäftsanteil wurden 300
Mark neu festgesetzt, der Höchstkredit wurde auf 10 000 Mk .
und der Höchstbetrag der aufzunehmenden fremden Gelder
auf 300 000 Mk . festgelegt. Infolge Ausscheidens des bis -
herigen Direktors Müller wurde idas bisherige Aufsichtsrats-
Mitglied Fabrikant ^ ranz Movat zum Direktor gewühlt .

Freie Aussprache *
v«rvff«nt!!chen unter dieser, vom übrigen redaktioliellen Teil abgesonderten Rubrik

» werte Darlegungen und Anregungen aus alle » Parteilagern , um. a»tf dies«
Weis« titt # freie Aussprache zu ermöglichen . Selbstverständlich bewegt sich diese Aus -

spräche außerhalb der politischen Verantwortung der Redaktion .)

Besoldung der Bürgermeister .
Aus Bürgermeisterkreisen wird uns geschrieben :
Vor kurzem ist eine Notiz in der Tagespresse erschienen,

welche die Richtlinien des Reichsschiedsgerichts über die Be-
foldung der Bürgermeister bekannt gegeben und den Ge-
meindeorganen empfohlen hat, die Zurückstufung anläßlich
der auf 1 . Juni 1924 eingetretenen allgemeinen Erhöhung
der Grundgehalte zu veranlassen, falls die Besoldung im Ver »
gleich zu den Richtlinien zu hoch erscheinen sollte. Diese No-
tiz hat - nicht nur in den beteiligten Kreisen, sondern auch im
übrigen berechtigtes Aussahen erregt . Dem Verfasser der No -
tiz sei folgendes gesagt:

1 . Die Einführung des Darifshstems war bei Beginn der
Geldentwertungsperiode gewiß eine Notwendigkeit, sie hatte
aber auch sehr große Rachteile, weil die guten Kräfte herab¬

gedrückt und die schlechten gehoben wurden . V« n Standpunkt
der Gerechtigkeit und der Wirtschaftlichkeit aus gesehen , war
dies sehr bedauerlich, vom Gesichtspunkt des öffentlichen In -
teresses aus geradezu gefährlich, weil eine Mittelmäßigkeit er.
zogen wird, die auf die Dauer nicht beibehalten werde« kann.
Staat und Reich haben sich allerdings dadurch geholfen, daß
sie die Beamten der Ministerien besser bezahlen als die übri-
gen ; den Städten und den Gemeinden aber will man eine
derartige Möglichkeit nicht zugestehen, und zwar mich bei
den verantwortlichen Leitern nicht , trotzdem sie im Mittel -
punkte des politischen Lebens und im lebendigen Wirtschafts-
betrieb stehen und durch geschickte Führung der Geschäfte den
Gehalt für diele Jahre in einer Stuude verdienen können .
Ein Vergleich mag die Widersinnigkeit dieses Zustande -? be>
weisen. Ein Oberregierungsrat (Hilfsreferent ) des Mini ,
steriums befindet sich mit Recht in Gruppe Xll und der Re-
gistratur - oder Kanzleibeamte des Ministeriums in Gruppe X ,
während der Bürgermeister einer Stadtgemeinde von 500»
Einwohnern in Gruppe IX eingestuft werden soll. Was sqll
man dazu sagen ?

L. Alle verantwortlichen Männer sind sich darüber klar,
daß eine Schematisierung des öffentlichen Lebens, wie sie im
Besoldungssperrgesetz zum Ausdruck kommt, von Verderben
ist und daher nicht länger beibehalten werden kann, daß viel¬
mehr wieder eine Individualisierung Platz greifen muß, die
den Kern zum Wiederaufstieg in sich trägt und die in der Pri -
vatwirtschast niemals verlassen worden ist. Während man
nun , wenn auch noch zögernd, daran geht, aus dem unerträg .
lichen Zwang des 'Besoldungssperrgesetzes herauszukommen,
wird zuweilen , natürlich nicht immer aus sachlichen Gründen ,
versucht, dem Besoldungssperrgesetz eine noch schärfere Note
zu geben, um auch in den Städten und Gemeinden das zu er-
reichen , was bisher nur bei Reich und Staat erreicht worden
ist, daß nämlich die Form mehr bedeutet als der Inhalt . Die
Städte und die Gemeinden sind gerade deshalb , weil sie den
Weg gingen, den die Privatwirtschaft mit glänzendem Er -
folg gewählt hat, zu höchster Blüte gelangt , während Reich - und
Staat trotz der schönen Form immer mehr erstarren und eine
Rückwärtsbewegung nehmen . Man sollte glauben , daß dies
in den maßgebenden Kreisen zuerst erkannt wird.

3 . Falls das Besoldungssperrgesetz trotz des beginnenden
Abbaues unter allen Umständen auch noch auf die Bürger -
Meister angewendet werden soll, obwohl diese nur aus be-
stimmte Zeit gewählt sind und später sich unter Umständen
um einen neuen Beruf umsehen müssen , gibt es nur eine Mög-
lichkeit, nämlich daß die Regierung diese Zurückstufung ver-
fügt und die Verantwortung dafür übernimmt . Bürgeraus -
schüsse, die etwas auf sich halten , werden es ablehnen , dem
Rat des Artikelschreibers zu folgen und die einmal aus wohl»
erwogenen Gründen genehmigte Einstufung abzuändern . Der
in dem Artikel eingeschlagene Weg, die Öffentlichkeit durch-
einander zu machen , ist jedenfalls verwerflich und am aller-
wenigsten geeignet, dem Staats - und Gemeindeinteresse z«
dienen.

Staatsanzeiger
Bekanntmachung

Mit Entschließung vom 4 . Februar 1924 Nr . 5180 wurde
die Bereinigung der abgesonderten Gemarkung Rheinbischof»,
heimer Korkeowald mit der Gemeinde Rheinttischofshewt
( Amtsbezirk Kehl) mit Wirkung vom 1 . April 1924 angeord-
net .

Die Anordnung ist rechtswirksam.
Karlsruhe , den 27 . Juni 1924 . •

Der Minister des Innern
R em m ele

Bekanntmachung
Mit Entschließung vom 1 . April 1924 Nr . 23 276 wurde die

Veoeimguing der abgesonderten Gemark»mg Hos Baiertal mit
der Gemeinde Großrinderfeld (Amtsbezirk Tauberbischois-
heim ) mit Wirkung vom 1 . April 19&4 angeordnet .

Di « A-noodnu>ng ist rechtswirksam.
Karlsruhe , den 27. Juni 1924.

Der Minister deS Jn ..rr«
Remmele

Bekanntmachung
Mit Entschließung vom 9 . April 1924 Nr . 18 553 wurde »i«

Bereinigung der abgesonderte Gemarkung Dellinge » mit S«
Gsmeinide Waldhausen (Amtsbezirk Donaueschingen) mit Wir»
kung vom 1 . April 1924 angeordnet .

Di« Anordnung ist rechtswirksam.
Karlsruhe , den 27 . Juni 1924.

Der Minister des Inner «
> R e m m e l e

Bekanntmachung .
Mit Entschließung vom 1 . Mai 1924 Nr . 22 014 wurde die

Vereinigung der abgesonderten Gemarkung Rimmelsbacher
Höfe mit der Gemeinde Völkersbach (Amtsbezirk Ettlingen )
mit Wirkung vom 1 . Juli 1924 angeordnet .

Die Anordnung ist rechtswirksam.
Karlsruhe , den 28 . Juni 1924.

Der Minister deS Innern
R e m m e l e

Is . Steinkohlen Kßl
A Koks, Grudekoks / \
Steinkohlen - u .Braunkohlenbriketts

Brennholz
liefern

Kohienhandelsgesellschaft
Hauptbüro a Rheinhafen , Nordbeckenstr . 6

Femsprecher 982 und 5165
StadtbOpos : KaiserstraBe 118,

Fernsprecher 5506
Durlacher Allee 10 (Vertr. : Wilh . Kaelier )

Fernsprecher 5724 D .14

Haben schon

eine Hängematte?
Wir liefern solange Vorrat das Stück zu Mark 4 .90

direkt gegen Nachnahme .
Gebrüder Kolesoh , Seilerwaren-Fabrik

Iphofen (Mittelfranken). D .426

Soeben erschien :

0 . 6

in Aiannhsim
Gin Beitrag zur Topographie und Genealogie der Stadt

von

Ministerialrat Dr. pdil . Fritz Hirsch
ord. ^ onorar-^>rofeffor an der Techn. Hochschule

Lridericiana zn Karlsruhe
Mit is Abbildungen preis geheftet Mk. ^ .so , gebunden Mk. s oo =

und Lriminalarrestante ». — II . Das Zucht- ,
ctum Michaelem . — III . Der Altar der St . = =

ctiger . — IV . Mathias Strasser, ein Pensionär in Q 4. —
Personen -Register. — Drts - und Sach-Register.

v « rlag G . Braun , G . m. b. k?. in Karlsruhe

Melallbettcn
Stahlmatr ., Kinderbett ., dir
an Private. Katalog78R fwl
Eisenmöbelfabrik Suhl

Öffentliche Bersteiger«»»
gegen Barzahlnuz . Fund -
fachen vom 1 . Vierteljahr
1924 und unanbringlich«
Güter , darunter 6 Herren -
sahrräder , 2 leer« Wein-
süsser, 626 und 004 Liter
fassend , goldene und silbern «
Damenarmbanduhren , 1
goldene Halskette , golden «
Ringe , Schneeschuhe.
Korbflasche, 35 kg Leber-
thran -Emulsion , werden am
Mittwoch, den 2 . ,
tag, den S. und Freitag,
11 . Juli 1924 , »otmUttJ»
8 Uhr und nachmittags3IW*

beginnend , in dem « er-

steigerungSraum Karlsruhe
Hauptbahnhot <Eingami
Maxauerbahnhost vten
bietend versteigert - D »e ^
sonders genannten Gege
stände werden am -o"
von 10 Uhr vormittags w

ausgeboten . « MA
Karlsruhe , 24LumlS ^

Reichsb«chndirev» » >
Materials« «. .

» druck G . Braun , Karlsruhe .
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